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l. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Dezember 1986 (BGB1. 1 S. 2253), zuletzt geändert durch Artikel l
des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung
und Bereitstellung von Wohnbauland vom 22. April 1993
(BGB1. 1 S. 466), in der derzeit geltenden Fassung;

Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch (BauGB-MaßnahmenG)
Artikel 2 des Gesetzes zur Erleichterung des Wohnungsbaus im
Planungs- und Baurecht sowie zur Änderung mietrechtlicher Vor-
schritten (Wohnungsbau-Erieichterungsgesetz - WoBaiiEriG) in der
Bekanntmachung der Neufassung vom 6. Mai 1993 (BGB1. 1 S. 622);

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Bau-
nutzungsverordnung - BauNVO) m der Bekanntonachung der
Neufassung vom 23. Januar 1990 (BGB1. 1 S. 132), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und
der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland vom
22. April 1993 (BGB1. 1 S. 466), in der derzeit geltenden Fassung;

Bauplanungs- und Zulassungsverordnung (BauZVO) vom 20. 06. 90
(BGB1. der DDR I S. 739), in der Fassung des § 246a BauGB;

Verordnung über die Ausarbeitung der BauleiQ)läne und die
Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnimg 1990 -
PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGB1. 19911 S. 58), in der der-
zeit geltenden Fassung;

Gesetz über die Bauordnung Sachsen-Anhalt (BauOSaAnh) vom
20. Juli 1990 (BGB1. der DDR I S. 929), in der derzeit geltenden
Fassimg;

Gemeindeordnung für Sachsen-Anhalt m der derzeit geltenden
Fassung;

SEITE 4 VON 4l SEHEN
FASSUNG FÜR DEN SATZUNGSBESCHLUSS

(BEARBEITUNGSSTAND 15. OKTOBER 1993)



BEBAUUNGSPLAN "LANGE STÜCKE NR. l"
DER ORTSGEMEINDE BREGENSTEDT

Raumordnungsgesetz (ROG) in der Bekanntmachung der Neufassung
vom 6. Mai 1993 (BGB1. I S. 630), in der derzeit geltenden Fassung;

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz -
WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1986
(BGB1. 1 S. 1529, geändert durch Artikel 5 G zur Umsetzung der
Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestehenden öffentlichen und privaten Projekten vom
12. Februar 1990, BGB1. 1 S. 205), m der derzeit geltenden Fassung;

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz - BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
12. März 1987 (BGB1. 1 S. 889), zuletzt geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung
und Bereitstellung von Wohnbauland vom 22. April 1993
(BGB1. 1 S. 446), in der derzeit geltenden Fassung;

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwiikungen durch Luft-
verunreüiigmigen, Geräusche, Erschütterungen und ähnüche
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BbnSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1990 (BGB1. 1 S. 880),
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes zur Erleichterung von
Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbau-
land vom 22. April 1993 (BGB1. 1 S. 446), in der derzeit geltenden
Fassung;

Gesetz über die Umweltyerträglichkeitsprüfüng (UVPG) vom
12. Febmar 1990 (BGB1. 1 S. 205), zuletzt geändert durch Artikel 11
des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung
und Bereitstellung von Wohnbauland vom 22. April 1993
(BGB1. 1 S. 446).
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2. Bestandteile

Bestandteil des Bebauungsplanes sind Planurkunde und Textliche
Festsetzungen.

Eine Begründung mit integriertem Grünordnungsplan ist beigefügt.

3. Verbindlichkeit der Darstellungen

Die zeichnerischen Darstellungen der Planurkunde sind für die Uber-
tragung in die Wirklichkeit verbindlich.

Soweit für die Absteckung der erforderlichen Baugrenzen keine Maße
angegeben sind, sollen diese - ausgehend von einer Ablesegenauigkeit
von 0,5 mm - abgegriffen werden.
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4. Festsetzungen

4. 1. Planungsrechtliche Festsetzungen

4. 1. 1. Art der baulichen Nutzung

ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)
(gem. § 4 BauNVO)

Das Allgemeine Wohngebiet (WA) dient vorwiegend dem Wohnen.

Zulässig sind
Wohngebäude
die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schanlc- und
Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe,
Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Ausnahmsweise können zugelassen werden
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke,
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe.
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4. 1.2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung un Allgemeinen Wohngebiet (WA)
darf höchstens betragen:

Zahl der Vollgeschosse zwingend Z = II
Grundflächenzahl GRZ = 0,3
Geschoßflächenzahl GFZ = 0,5

Für die Emutdung der zulässigen Grundfläche ist die Fläche des
Baugnmdstücks maßgebend, die im Bauland und hinter der im
Bebauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslüüe liegt.

Bei der Ermitdung der Grundfläche sind die Grundflächen von
- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
- Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. l BauNVO
- baulichen Anlagen unterhalb der Geläadeoberfläche
mitzurechnen.

Die zulässige Grundfläche darf durch die o.g. Anlagen bis zu einer
Grundflächenzahl von 0,6 überschritten werden; weitere
Überschreitungen m geringfügigen Ausmaß können zugelassen wer-
den.

Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen
Vollgeschossen zu ermitteln.

4. 1.3. Bauweise

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) wird die Bauweise als
"abweichende Bauweise" festgesetzt, in der die Gebäude mit seitli-
chem Grenzabstand als Einzelhäuser oder Doppelliäuser mit einer
Länge von höchstens 25 m errichtet werden.
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4. 1.4. Überbaubare Grundstücksfläche

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) werden die überbaubaren Gnmd-
stücksflächen durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt.
Gebäude und Gebäudeteile dürfen Baugreiuen nicht überschreiten.

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) können Abweichungen von
Baugrenzen in geringfügigem Maße zugelassen werden, wenn durch
bodenordnende Maßnahmen Grundstücksgrenzen verändert wurden,
die eine Bebauung in der städtebaulich beabsichtigten Art und Weise
erschweren bzw. umnöglich machen würden.

Im Allgemeinen Wohngebiet kann eme Überschreitung der
Baugrenzen durch unwesendiche Gebäudeteüe wie Treppenhäuser,
Vordächer, Erker, Balkone, Veranden, Windfange, Wintergärten und
Terrassen als Ausnahme zugelassen werden, wenn das Gebäudeteil
eine Grundfläche von 8 qm nicht überschreitet und ein
Mindestabstand von 2,00 m u den angrenzenden öffentlichen Flächen
gewährleistet bleibt.

Im Allgemeinen Wohngebiet müssen überdachte Stellplätze und
Garagen i. S.d. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen i. S.d. § 14
Abs. l BauNVO einen Mindestabstand von 2,00 m zu den angren-
zenden öffentlichen Flächen einhalten.

Ausnahmsweise zulässig ohne Einhaltung eines Mindestabstandes
smd Einfriedungen bis zu einer Höhe von 1,20 m.
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4. 1.5. Maßnahmen zum Schute, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft sowie
Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen
("Grünordncrische Festsetzungen" aus dem Integrierten Griinordnungsplan)

Die Eingrünung der privaten Grundstücke richtet sich nach derjewei-
ligen Grundstiicksgröße.:
Pro 200 qm Grundstücksfläche gilt:

die Pflanzung von einem Baum I.-U. Ordnung oder emes
Obstbaumes oder
die Pflanzung von drei Sträuchem.

Die zu verwendenden Pflanzen sind der Pflanzenliste (siehe 5. ) zu
entnehmen.

An geeigneten Stellen sind in den Vorgärten im Bereich der
Erschließungsstraßen Bäume I.-II. Ordnung oder Obstbäume im
Abstand von 10 m zu pflanzen.
Der Pflanzabstand kann aufgrund von Grundstückszufahrten entspre-
chend variiert werden.

Die Pflanzung von Koniferen (Nadelgehölzen) im öffentlichen
Bereich ist nicht gestattet.
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Innerhalb der überbaubaren und nicht überbaubaren
Grundstücksflächen ist das auf den bebauten, befestigten und versie-
gelten Flächen anfallende Oberflächenwasser zu einem Anteil von
mmd. 50 % dem versickenmgsfälügen Untergnmd zuzuföhren.

Das anfallende Regenwasser aus der Dachentwässerung ist in
Zisternen zu sammeln und zu verwenden (beispielsweise zur
Grünflächenbewässenmg und zur Toilettenspülung).
Alternativ können die Regenwassermengen

aufgefangen und gedrosselt an die Kanalisation abgegeben werden
oder
in einen Sickerschacht geleitet werden.
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4.2. Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen als
örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung bauli-

eher Anlagen
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB LV.m. § 83 BauOSaAnh)

Firsthöhe: Das senkrechte Maß zwischen dem höchsten Punkt des
Gebäudes und der Rohfußbodenhöhe des untersten oberirdischen
Geschosses darf 7, 50 m nicht überschreiten.

Traufhöhe: Das senkrechte Maß zwischen der Geländeoberfläche
und dem Schnittpuukt emer gedachten Linie entlang des aufgehenden
Mauerwerks mit der Dachhaut darf 4,75 m nicht überschreiten.

Dachform: Auf Hauptgebäuden sind nur Sattel- oder Walmdächer
mit einer Mindestdachneigung von 28 Grad zulässig. Dies gut nicht
für untergeordnete Gebäudeteüe und Anbauten, die weniger als ein
Viertel der Gesamtgebäudegrundfläche betragen.

Dachfarbe: Die Dachdeckung ist m roten bzw. rotbraunen Farbtönen
auszuführen.

Dachaufbauten: Dachaufbauten, Dacherker und Zwerchhäuser
(giebelaräg ausgebüdete Dachfenster) sind bis zur Hälfte der zugehö-
rigen Dachlänge zulässig. Die Traufe ist durchlaufende auszubüden.
Ausnahmsweise zulässig sind Unterbrechungen der Traufe bis zu ei-
nern Viertel der Dachlänge.
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4.3. Grenzen des räuinlichen Geltungsbereiches

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches werden durch eine
unterbrochene schwarze Linie festgelegt.

Der Geltungsbereich beinhaltet folgende Flurstücke:

Gemarkung Bregenstedt,
Flur 2,
Flurstücke
56/9,
60/2,
65/4,
65/5,
65/6,
65/7,
65/8,
65/9,
581/60,
806/60,
808/60,
809/60,
818/65
819/65
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5. Pflanzenliste

Bäiune I. Ordnun

Acer pseudoplatanus
Alnus glutinosa
Fraxinus excelsior
Quercus robur
Tilia platyphyllos

Bergahom
Roterle
Esche
Stieleiche
Sommerlinde

Bäume II. Ordnim

Acer campestre
Carpinus betulus
Prunus avium

Prunus padus
Sorbus aucuparia
Sorbus aria

Feldahom
Hainbuche

Vogelkirsche
Traubenkirsche

Vogelbeere
Mehlbeere

Sträucher

Comus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Lonicera xylosteum
Prunus spinosa
Rhanmus frangula
Rosa canitia

Salix caprea
Sambucus nigra
Vibumum opulus

Hartriegel
Hasehiuß
Weißdorn
Heckenkirsche
Schlehe
Faulbaum
Hundsrose
Salweide
Schwarzer Holunder
Schneeball
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Obstbäume

regionaltypische Sorten, zum Beispiel
Äpfel Rheinischer Bohnapfel

Goldparmäne
Jakob Lebel

Cox Orange
Ontario

Boskoop
Birnen Gellert's Butterbirne

Schweizer Wasserbime
Frühe von Trevoux

Pflaumen Hauszwetschge
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6. Zeichnerische Erläuterung der verwendeten Begriffe
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Allgemeines

Aufstellungsbeschluß

Bürgerbeteüigung

Trägerbeteiligung und
öffentliche Auslegung

Der Ortsgemeinderat von Bregenstedt hat
am 6. Juli 1992 die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes für den Bereich des nordwest-
üchen Ortsrandes beschlossen.

Die Beteiligung der Bürger an der Bauleit-
planung gemäß § 3 Abs. l BauGB fand
am............... statt. Hier wurden die Bürger
fi-ühzeitig über die allgemeinen Ziele und
Zwecke der Planung und deren voraussichtli-
ehe Auswiikungen unterrichtet. Dmen wurde
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung ge-
geben.

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde die Be-
teüigung der Behörden und Stellen, die Träger
öffentlicher Belange sind und von der Planung
berührt werden können, gleichzeitig mit der
öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2
BauGB durchgeführt. Dieses Verfahren fand in
den Monaten Juli und August 1993 statt.

Die hier eingegangenen Anregungen und
Bedenken wurden dem Ortsgemeinderat vorge-
legt und dem Abwägungsvorgang unterzogen.
Sie führten 2x1 keiner Planänderung, so daß der
Bebauungsplan am.................... als Satzung
beschlossen werden konnte.
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Ziel und Zweck der Planung

Aufstellung

Erforderlichkeit

Ziele

Durchgrünung

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes
"Lange Stücke Nr. l" triffi die Ortsgemeinde
Bregenstedt planerische Vorsorge für eine ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung zur Reali-
sierung dieser Bebauung.

Eine Notwendigkeit für die Bebauungsplan-
Aufstellung aus der Sicht künftiger Bedarfs-
Prognosen, msbesondere unter dem Gesichts-
punkt der Eigenentwicklung, muß bejaht wer-
den; die Zahl verbleibender Baulücken m Bre-
genstedt hält sich in geringem Rahmen.

Die Erforderlichkeit zur Wahrung ortspla-
nerischer Zielvorstellungen verlangt nach einer
anfalle Belange abgestimmten Regelung.

Mit der Aufstellimg des Bebauungsplanes
werden jedoch nicht ausschüeßlich ortsplaneri-
sehe Ziele verfolgt; vieünehr hat der Bebau-
ungsplan auch die besonders zu gewichtenden
Belange der Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes von Bregenstedt zu bemcksich-
tigen.

Dadurch sollen insbesondere die durch die

Bebauung neu geschaffenen Ortsränder ent-
wickelt und gestaltet werden sowie eine Beto-
nung der künftigen Bauüchkeiten durch eine
innere Durchgrünung garantiert bleiben.
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Belange

Geltungsbereich

Eingriff

Durchblicke

Zur Berücksichtigung dieser Planungsziele
wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes
m dem Umfang festgelegt, in dem den Anfor-
denmgen des § l BauGB Rechnung geü-agen
werden kann, das heißt, die Sicherung einer ge-
ordneten städtebaulichen Entwicklung, einer
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechenden
sozialgerechten Bodenordnung sowie einer
menschenwürdigen Umwelt.

Dabei gilt es auch, die Belange des Um-
weltschutzes, der Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie die Erhaltung und
Sicherung der natürlichen Lebensgnmdlagen zu
berücksichtigen.

Die Absteckung der Grenzen des räumli-
chen Geltungsbereiches wurden demnach ent-
sprechend Notwendigkeit bzw. Regelungs-
bedarf der zu verwirklichenden städtebaulichen

Zielvorstellungen vorgenommen.

Die Ausweisung von Bauflächen muß als
Veränderung des Landschaftsbüdes von Bre-
genstedt gesehen werden. Die Planung soll da-
her mittels der nach dem Baugesetzbuch zur
Verfügung stehenden Festsetzungen versuchen,
die Neubebauung als einen germgstmöglichen
Eingriff m Natur und Landschaft vorzusehen.

Voraussetzung dafür ist, daß sich die künf-
tige Bebauung in aufgelockerter Fonn ohne
sichtbare Massienmg dem Gelände anpaßt.
Höhenmäßige Auswüchse müssen daher einge-
dämmt werden, Durchblicke m die Landschaft
müssen erhalten bleiben.
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Straßen

Spannungen

Vorsorge

Faktoren

Um den Eingriff m den geringstmöglichen
Maßen zu halten imd damit auch den Grad der

Versiegelung zu reduzieren, werden die not-
wendigen Erschließungsstraßen nach Mindest-
abmessungen ausgelegt.

Die Planung muß in jedem Fall berücksich-
ägen, daß sich die vorgenannten Zielvorstel-
lungen nur mit einer aufgelockerten Wohnbe-
bauung in Ein- und Zweifamilienhaus-Bau-
weise verwirklichen lassen. Weitergehende, auf
rein wirtschaftliche Interessen ausgelegte
Nutzungen können aufgrund demzufolge auf-
ti-etender Spannungen sowohl durch massier-
tere Bauformen als auch zunehmenden Ver-
kehrsaufkommen dieser Planungsabsicht nicht
mehr gerecht werden.

Der Bebauungsplan muß also Vorsorge tref-
fen, daß die städtebaulichen Zielvorstellungen
nicht unterlaufen werden können.

Die städtebauliche Ausrichtung der künfti-
gen Gebäude muß mehrere Faktoren berück-
sichtigen:

Aulehuung an die Stellung der
benachbarten Gebäude und damit
Aufiiahme und WeiterentwicUung der
ortstypischen Struktur von Bregenstedt;
Ausrichtung auf die in flächensparender
Weise vorgetriebenen Erschließungsstraßen
und Wendeplätze;
Ausrichtung nach den sonnenreichen Him-
melsrichtungen unter Berücksichtigung der
Stellung der Nachbargebäude.
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FASSUNG FÜR DEN SATZUNGSBESCHLUSS
(BEARBEITUNGSSTAND 15. OKTOBER 1993)



BEBAUUNGSPLAN "LANGE STÜCKE NR. l"
DER ORTSGEMEINDE BREGENSTEDT

Sicherung

Kernstück

Verkehr

Stichweg

Versiegelung

Zur Sicherung dieses Gesamtbildes muß der
Bebauungsplan über die ihm zur Verfügung
stehenden Festsetzungen der Ausweisung über-
baubarer Flächen Vorgaben treffen, deren Em-
haltung zur Sicherung der städtebaulichen Ord-
nung von Bedeutung ist.

Kernstück der neuen Erschließungsmaß-
nähme ist die rmgfönmge Weiterfühnmg be-
stehender Straßenansäfcze, so daß es letztlich
ein Netzschluß das ümerörtliche System von
Bregenstedt vervollständigt.

Mit einer auf Mindestmaße angelegten
Breite wird die neue Erschließungsstraße nur
den erforderlichen Ziel- und Quellverkehr auf-
nehmen können und dürfen, das heißt, es soll
kein ortsfi-emder oder nicht dem Gebiet zuzu-
ordnender Verkehr entstehen.

Zur wirtschaJftlichen Erschließung der ge-
samten, als Bauland zur Verfügung stehenden
Fläche erschließt ein kleiner Stichweg vier in-
nenüegende Gnmdstücke bis zu einer Wende-
platte, die ebenfalls auf Mindestmaße ausgelegt
ist.

Großflächige Versiegelungen sollen auch
hier, wie tendenziell im gesamten Baugebiet,
vemüeden werden, um die Beemträchtigung
von Natur- und Landschaft ausgleichbar zu
halten. Gleichzeitig wird der Anteil versicke-
rungsfähigen Untergrundes so groß wie mög-
lich belassen
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Begründung der textlichen Festsetzungen

Festsetzungen Der Bebauungsplan trifft eine Reüie von
Festsetzungen nach § 9 Abs. l sowie Abs. 4
i. V.m. § 83 BauOSaAnh und Abs. 7 BauGB.

Die wesentlichen Festsetzungen zu Art und
Maß der baulichen Nutzung, überbaubare
Gnmdstücksflächen, Grünordnung sowie Ge-
staltung der baulichen Anlagen sind nachfol-
gend begründet.

Art der baulichen Nutzung

Allgemeines
Wohngebiet

Für den Planbereich setzt der Bebauimgs-
plan entsprechend der städtebaulichen Zielvor-
Stellung der Gemeinde Bregenstedt ein
ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) nach
§ 4 BauNVO fest. Hier können vorwiegend
Wohngebäude, aber auch der Versorgung des
Gebiets dienende Läden, Schank- und Speise-
wirtschaften sowie nicht störende Handwerks-

betriebe und auch Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes zugelassen werden. Diese Betriebe
sind aber auf den Charakter des Wohngebietes
beschränkt, das heißt, dürfen nicht überörüi-
chen Zielen und Zwecken dienen und damit er-

höhte Störwirkung entfalten.
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Wohncharakter

Ausnahmen

Tatbestände

Spielraum

Nach dieser Festlegung ist das Gebiet vor-
wiegend dem Wohnen vorbehalten, das heißt,
der Wohncharakter muß eindeutig erkennbar
sein. Diese Festsetzung hat, soweit sie störende
Gewerbebetriebe verbietet, nachbarschützen-
den Charakter. Die Absicht der Festsetzungen
liegt insbesondere darin, die Nachbarn vor Be-
einträchtigungen der Wohnruhe zu schützen,
weshalb durch eine Verletzung der Vorschrif-
ten auch ein. Recht des Nachbarn verletzt wird.

Darüber hinaus sind ausnahmsweise zuläs-

sige Nutzungen vorgesehen. Bei diesen muß
der Antragsteller dartun, daß die von ihm ge-
wünschte (ausnahmsweise zulässige) Nutzung
nicht stört und mit dem Stattgeben seines Aus-
nahmebegehrens andere Zielsetzungen des
städtebaulichen Leitbildes für das Baugebiet
nicht beeinträchtigt werden.

Der Bauantragsteller muß eben diese Aus-
nahmetatbestände anführen können, die es in
seinem Baufall berechtigt erscheinen lassen,
die von ihm angesti-ebte Anlage errichten zu
können.

Diese Festsetzung bestimmter Ausnahmen
verfolgt den Zweck, in planerischer Hmsicht
der Gemeinde und Bauaufsichtsbehörde eine

Ennessensentscheidung zuzugestehen. Dieser
Spieh-aum ist besonders im Interesse einer fle-
xiblen, variaäonsreichen städtebaulichen Pla-
nung einzusetzen.
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Maß der baulichen Nutzung

Verdichtung

GRZ und GFZ

GRZ=0,3

Um den städtebaulichen Zielvorstellungen
zur Schaffung einer lockeren, gut durchgrimten
Wohnlandschaft gerecht zu werden, muß der
Bebauungsplan Festsetzungen treffen, die emer
Verdichtung entgegenwirken.

Dazu gehören die zwingend festzulegenden
Grund- und Geschoßflächenzahlen sowie die

maximale Zahl der Vollgeschosse.

Die Grundflächenzahl (GRZ) gibt an, wie-
viel Quadratmeter Grundfläche je Quadrat-
meter Grundstücksfläche zulässig sind. Die Ge-
schoßflächenzahl (GFZ) gibt das gleiche Ver-
hältais je Quadratmeter Geschoßfläche in allen
Vollgeschossen an.

Mit der Grundflächenzahl GRZ = 0,3 wird
somit ausgedruckt, daß maximal 30% der
Gnmdstücksfläche überbaut werden dürfen,
das heißt, 70% müssen zur gärtnerischen Ge-
staltung freigehalten bleiben.

Die festgesetzten Werte orientieren sich an
der bestehenden Umgebungsbebauung und er-
lauben daher eine vergleichbare Ausnutzung.
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Bauweise Zur Sicherung der Gebäudelänge dient die
im nächsten Absatz getroffene Festsetzung der
"Bauweise". Sie gibt mit der maximalen Länge
von 25 m vor, daß höchstens zwei Doppelhaus-
hälften ä 12,50 m errichtet werden können,
nicht aber ein darüber hinaus gehender Mehr-
familienhausblock.
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Überbaubare Grundstücksfläche

Anordnung

Fluchtlinie

Spielraum

Ausnahmen

Die Festsetzung der überbaubaren Flächen
soll die Anordnung und Stellung der Gebäude
bestimmen und damit einen wesentlichen Bei-

trag zur Gestaltbildung des neuen Baugebietes
in Bregenstedt schaffen.

Zur Währung einer Einheitlichkeit in der
Flucht der Straßenraumabwicklung müssen
zwingenden Maße vorgegeben werden. Ein
Spielraum von 14 m Tiefe bleibt jedem Ge-
bände gegeben, so daß der Bauherr emes
durchschnittlichen Einfamilienhauses die Lage
seines Gebäudes auf dem Grundstück in emem

gewissen Rahmen mitbestimmen kann.

Dieser Spiekaum, der zu Abweichungen
von ca. 2-3 m in der Bauflucht zu benachbarten

Gebäuden führen kann, ist auch aus ortsplane-
rischer Sicht nicht unerwünscht: jegüche Art
zusätzlicher Güedenmg führt zu einer Bele-
bung und Auflockerung des Gesamtbüdes.

Ausnahmeregelungen sehen eme denkbare
Überschreitung der Baugrenzen vor. Hier sol-
len Möglichkeiten der Architektur, die dem Ge-
bäude gliedernde Elemente addieren, nicht völ-
lig ausgeschlossen bleiben. Der Umfang der
Überschreitung muß jedoch begrenzt bleiben.
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Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen
als örtliche Bauvorschriften

über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V.m. § 83 BauOSaAnh)

Gestaltung

Kemaussagen

Geschoß

Basiswert

Die getroffenen "bauordnungsrechtlichen
Festsetzungen" wirken einzig und allein auf die
Gestaltung des Gebäudes selbst. Sie sollen da-
für sorgen, daß sich die künftige Bebauung der
bestehenden angleicht, was keinesfalls neue,
zeitgemäße Architektur ausschließt.

Aus diesem Grund beschränken sich die
Festsetzungen auch auf einige wesenfüche
Kemaussagen, die bei der Gestaltung eines Ge-
bäudes von Bedeutung sind: die Höhe bis zum
First, bis zur Traufe ("Regenrüme"), Form und
FaAe des Daches und die Länge der Dachaiif-
bauten. Gerade letztere tragen bei unproportio-
naler Ausführung häufig zur Unansehulichkeit
eines Gebäudes bei, weim sie ein zusätzliches
Geschoß optisch addieren.

Das "oberirdische Geschoß" ist in

§ 2 Abs. 6 BauOSaAnh definiert als ein Ge-
schoß, das im Mittel mehr als 1,40 m über die
festgelegte Geländeoberfläche herausragt.

Sofern sich dieses Geschoß also bei einem
Wert unter 1,40 m befindet, wird es nicht zur
Bemessung der maximalen Fusfhöhe herange-
zogen; es gibt dann das darüber liegende
Geschoß den Basiswert vor.
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Sockel

Traufhöhe

Charakter

Diese Festsetzung bedeutet für den Bau-
herm im positiven Sinn, daß er den Erdge-
schoßfußboden ("Sockel") bis zu einer Höhe,
die 1, 40 m nicht übersteigt, ansetzen kann, um
von dort aus die max. Fü-sfhöhe auszunutzen.

Die Festsetzung einer "Traufhöhe" beinhal-
tet die Höhe des aufgehenden Mauerwerks ein-
schließlich des sog. Drempels oder auch Knie-
Stocks. Da der Meßwert von der Geländeober-
fläche aus zählt, bleibt dem Bauherrn die Wahl
zwischen emem hohen Erdgeschoßfüßboden
mit darunter liegendem Tageslichtkeller oder
einem Dachgeschoßausbau mit Drempel.

Mit dieser Festsetzung soll der Charakter
eines Wohngebietes mit für Bregenstedt typi-
sehen Gebäuden gewahrt bleiben, also Flach-
dächer und flachgeneigte Dachfonnen ausge-
schlössen werden. Ein Höchstwert muß nicht
vorgegeben werden; er wird durch die maxima-
le Firsthöhe bestimmt.
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Voraussetzung

Eingriff

Landschaftsbüd

Mit dem Bebauungsplan werden die Vor-
aussetzungen geschaffen, das Gebiet am nord-
westlichen Ortsrand von Bregenstedt für die
Wohnbebauung zu erschließen und die ausge-
wiesenen Flächen zu bebauen.

Die üianspruchnahme der betreffenden
Flächen durch künftige Haupt- und Nebenan-
lagen verursacht spätestens bei der Verwirk-
lichung der Bauvorhaben eine Veränderung
und Versiegelung der gewachsenen Boden-
Struktur und damit eine Einschränkung des bio-
tischen Ertragspotentiales.

Die Ausweisung von Neubauflächen muß
daher hinsichtlich fimkäonaler Gesichtspunkte
als auch des Maßes der baulichen Nutzung als
ein deutücher Eingriff in Natur und Landschaft
gesehen werden.

Die Beemti-ächtigungen des Landschafts-
büdes von Bregenstedt aufgrund der zu erwar-
tenden Gebäude und Nebenanlagen werden
vorrangig m Bezug auf die Lage des Geländes
wahrgenommen.

Im Zusammenhang mit der bereits ösäich
und südlich vorhandenen Wohnbebauung smd
die zusätzlichen Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes als unbedeutend einzustufen.
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Bodenstruktur

Gartenland

Erholungstünktion

Die mit den Baumaßnahmen verbundene
Verändenmg der natürlichen Bodenstozdrtur
stellt m Relation zu anderen Kriterien die
größte Beeinträchtigung das. Neben der Ein-
schränkung des biotischen Ertragspotentials ist
auch eine Begrenzung des biotischen Regene-
rationspotentiales zu berücksichtigen, obwohl
unter dem Aspekt des Arten- und Biotop-
Schutzes keine direkten Verluste entstehen, die
die Veränderung des natürlichen Bodengefüges
als eine irreversible Beeinfrächtigungen dieses
Faktors im Landschaftshaushalt in Beto-acht
ziehen.

Bei der vorüegenden Fläche handelt es sich
um Gartenland mit einem vielfälägen Öko-
System. Durch die kleinflächige Gliederung der
Gartenparzellen wird der emheimischen Flora
und Fauna ein intakter Lebensraum geboten.

Dem vorhandenen Gartenland wird eine
gewisse Erholungsfünktion beigemessen, die
jedoch nicht überbewertet wird, da der Bedarf
an Wohnbaugrundstücken überwiegt.

Ohne in Bregenstedt eine neue wohnbauü-
ehe Nutzung zu erschließen, werden "Er-
holungsflächen" in Zukunft mangels vorhande-
ner Bewohner ihren Nutzen ohnehin m Frage
stellen.
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Obstgehölze

Nutzgärten

Sukzession

In der Abstufung der Wertigkeit der ver-
schiedenen Strukturelemente sind noch vorhan-

dene Obstgehölze und die einer anthropogenen
Nutzung entzogenen Brachflächen als beson-
ders wertvoll und erhaltenswert einzustufen.

Langfi-istig schemt deren Fortbestand je-
doch gefährdet, da es sich hierbei um labile
Ökosysteme handelt, die ohne entsprechende
Pflegemaßnahmen infolge natürlicher Suk-
Zession einem standortgerechten Waldbestand
zum Opfer fallen. Diese Pflege ist un derzeiti-
gen Zustand nicht gewährleistet.

In der ökologischen Wertigkeit folgen auf
die Streuobstwiesen und Brachflächen zunächst

die Nutzgärten. Obwohl diese einer intensiven,
anfhropogenen Nutsung imteriiegen, ist ihre
Bedeutung insbesondere für die Fauna nicht zu
unterschätzen.

Die Viebsahl der kultivierten Pflanzen bie-

ten für ernige Tierarten gute Lebensbedingun-
gen.

Wird die derzeitige Grimlandnutzung aufge-
geben, so entwickelt sich langfiistig ein ge-
schlossener Waldbestand mit standortbeding-
ten, kleiüräumigen Verschiebungen in der
Artenzusammensetzung. Insgesamt handelt es
sich dabei um artenarme Pflanzengesell-
schaften.

Der natürlichen Sukzession faüen dann so-

wohl die vielfältigen ökologisch wertvollen
Kleinstinkturen als auch das abwechslungsrei-
ches Landschaftsbild zum Opfer.
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Konflikte

Ursachen

Durch die beabsichtigte Nutzung des
Planungsraums als Wohngebiet sind folgende
Konflikte zu erwarten:

Verlust landwirtschafillicher Flächen als
Lebensraum für Pflanzen und Tiere;
Verlust und Beemträchtigung historisch und
ökologisch wertvoller Ortsrandstrukturen;

. Verlust von Kaltluftentstehungsflächen;
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes;
Veränderung der Geländestniktur;
Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes des
Bodens;
Immissionsbelastungen umgebender natur-
naher Bereiche (Lärm, Licht, Abgase).

Die Ursachen fiir dieses Konfliktpotential
lassen sich leicht aus den Nutzimgsansprüchen
eines den aktuellen städtebaulichen Maßstäben
gerecht werdenden Wohngebiets ableiten.

Durch bauUche Anlagen- Gebäude sowie
öffentliche und private Verkehrsflächen und
Hofflächen - werden Bodenflächen versiegelt,
die als Lebensraum für Pflanzen und Tiere und

als Versickenmgsfläche für Regenwasser verlo-
ren gehen.

Gleichzeitig gehen von diesen Anlagen
Emissionen in Form von Lärm, Licht-, Wärme-
absti-ahlung und Abgasen aus. Einen wesent-
lichen Teil trägt der auftretende Kfz-Verkehr
zu diesen Emissionen bei.
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Baukörper

Umweltverträglichkeit

.

Beeinträchtigungen

Die Bauköqier versiegeln nicht nur den
Boden, sondern beemträchägen zum Teil auch
das Landschaftsbild. Darüber hinaus sind zur

Errichtung baulicher Anlagen meist umfangrei-
ehe Erdarbeiten in Form von Aufschüttungen
und Abgrabungen erforderlich, die ebenfalls in
gleichem Maße negative Auswirkungen auf den
Naturhaushalt und das Landschafitsbild aus-
üben.

Unter Berücksichtigung des gesamtem
Landschaftshaushaltes und aller Naturraum-
Potentiale sind die zu erwartenden Beein-
trächtigungen relativ gering einzustufen.

Bei dem vorhandenen und damit auch be-

gründeten Bedarf an Wohnbauflächen in Bre-
genstedt kann dem ausgewiesenen Bebauungs-
plan gegenüber möglichen anderen Standortes
ein akzeptables Maß an Umweltverträglichkeit
zugestanden werden.

Die Beeinträchtigungen lassen sich durch
die neue Planung zum Teil gänzlich vermeiden
oder aber mimmieren bzw. ausgleichen.
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Kaltluftentstehungs-
flächen

Ausgleich

Maßnahmen

Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen
und von Kaltluftentstehungsflächen läßt sich
aufgmnd der beabsichtigten Nutzungsänderung
nicht vermeiden. Es wird jedoch darauf geach-
tet, daß die Wohnbau- und Verkehrsflächen
gering gehalten werden und eine möglichst ef-
fektive Erschließung und Gnmdstücksausnut-
zung erreicht wird.

Das Ziel der Bauleitplanung muß darin be-
stehen, mit einer minimalen Erschließung und
geringem Flächenbedarf möglichst viele Bau-
platze und Wohneinheiten zu schaffen, ohne
dabei die Anforderungen einer dörflichen Sied-
lung und Ortsstruktur außer Acht zu lassen.

Zum Ausgleich der großflächigen Boden-
Versiegelung und zur Verbessenmg von Klem-
klima und Luftverhältnissen ist eine Begrünung
der Bauflächen als Umweltvorsorgemaßnahme
unter Berücksichtigung des Landschaftsbildes
und bestehender ökologischer Funktionen des
Naturhaushaltes unabdinglich.

Die getrofifenen grimordnerischen Festset-
zungen sollen eine firühzeitige Berücksich-
tigung von Uünatisch und lufifaygienisch wirk-
samen sowie landschaftsgestalterisch ange-
paßte Begrünungsmaßnahmen regeln, um eine
größtmöglichen Ausgleich dieses Eingriffes zu
erreichen.
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Begrünung

Kriterien

Anforderungen

Nadelgehölze

Eine weitreichende Begrünung des Wohn-
gebiets gleicht nicht nur die Lebensraumver-
luste aus, sie minimiert auch Beemträchtigun-
gen der Luftqualität und des Lokalldmias infol-
ge verstärkter Immissionen und fehlender Kalt-
luftentstehungsflächen.

Dies soll durch Festsetzungen von vegeta-
tionsbestandenen Flächen erreicht werden, die
sich an folgenden Kriterien onentieren:

Erhaltung der vorhandenen Grimsubstanz;
Berücksichtigung der standörtlichen und
Imdschafflichen Gegebenheiten;
Anpflanzung regionstypischer Gehöke als
Mischung von Laub- und immergrünen
Laubgehölzen unter Berücksichtigung der
Immissionsresistenz;
Ausgleichsfünktion für ge- b2w. zerstörten

Naturhaushalt und Funktionen.

Die m den Artenüsten aufgeführten
Pflanzenarten und -Sorten erfüllen aufgrund ih-
rer Standortansprüche und ihrer ökologischen
Wertigkeit die oben angeführten iCriterien zu-
mindest dann, wenn einer ausreichenden
Ehjrchmischung und stufig aufbauender Anord-
nimg Rechnung getragen wird.

Landschaftsuntypische Nadelgehölze smd
hier völüg ausgeschlossen; sie würden emer-
seits der ökologischen Bedeutung nicht gerecht
und andererseits unter Umständen zu einer

nicht gewünschten optischen Verriegelimg füh-
ren wenn sie in dichter Form als Sichtschutz

angepflanzt würden.
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Sichtschutz

Funktionen

Versickerung

Trotz aller verständlicher Wünsche nach ei-
nern Sichtschutz zu den privaten Freibereichen
kann dies nicht im Süme einer Orts- und land-

schaftstypischen Ausfonnung sein, Vieünehr
soll die Abgrünung einer ursprünglich gewach-
senen entsprechen und durch die Auswahl der
Bepflanzung ein zu jeder Jahreszeit unter-
schiedliches Bild abgeben.

Gleichzeitig werden ökologischen Funktio-
neu als Lebensraum für Pflanzen und Klemtier-

arten geschaffen, als auch in einem gewissen
Rahmen klimaverbessemde Wirkung und
Filterwirkung für bestimmte Luftschadstoffe
erwartet.

Dabei sind die zu pflanzenden Bäume vor
allem wirksam zum Temperaturausgleich und
als Feuchtigkeitsspender. Hecken und
Sträucher dienen zur Staubfilterung und als
Windschutz.

Nicht zuletzt wird in diesen Bereichen die
Erhaltung von Versickenmgsmöglichkeiten für
Niederschlagswasser gewährleistetet, als auch
neuer Lebensraum und Lebensgrundlagen für
Tiere und Pflanzen geschaffen. Durch die vor-
geschriebene Verwendung standortgerechter
und immissionsresistenter Gehölze und Stau-

den wird auch der Pflegeaufwand nicht imer-
hebüch verrmgert und auch der Einsatz chemi-
scher Pflanzenschutzmittel vermieden werden
können.
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Baumpflanzung

Gartenflächen

Neue Nutzung

Als weitere Maßnahme zum Ausgleich der
Bodenversiegelung sieht der Bebauungsplan
die Begrünung durch großkronige Bäume vor.
Dies wirkt sich nicht nur auf eine Verbesserung
des Klemklünas aus, sondern soll auch die
künftig bebauten und asphaltierten Flächen
gliedern, die lufthygieni sehen Verhältnisse
durch Staubbindung, Verbindung von
C02-Konzentrationen und Sauerstofi^roduk-
tion verbessern, eine Temperaturausgleich
schaffen und Windbelastungen vermindern.

Die Anpflanzungen sind weitgehend auf die
landschaftsrelevanten Anforderungen ausge-
richtet. Innerhalb der Gartenflächen muß dem
Grundstücksbesitzer aber auch ausreichender
Gestaltungsspiekaum für die Anlage des
Gartens gelassen werden. Bei dem festgesetz-
ten Mindestumfang der Anpflanzungen ist da-
von auszugeben, daß noch zusätzliche Be-
Pflanzungen erfolgen.

Die im Bebauungsplan ausgewiesenen lan-
despflegerischen und grünordnerischen Festset-
zungen sind auf die bestehenden örtüchen An-
fordenmgen ausgerichtet.

In diesem Rahmen müssen allerdings auch
die Ansprüche der vorgesehenen Wolmbebau-
ung als neue Nutzungszuordnmig m dem Ge-
biet Berücksichtigung finden. Ein vollständiger
Ausgleich der Beeinträchtigungen und Restrik-
tionen un Landschaftshaushalt kann objekäv
betrachtet nicht erreicht werden.
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Fazit

Konsequenz

Unter Berücksichdgung des gesamten Land-
schaftshaushaltes und der Naturraumpotentiale
des Umfeldes von Bregenstedt ist der Einbezug
angrenzender Flächen für Ausgleichsmaßnah-
men, die die derzeitige Nutzung einschränken,
nicht vertretbar.

Eme konsequente Beachtung und Umset-
zung der gefroffenen Festsetzungen und ein an-
gemessenes Umweltbewußtsein bilden die Vor-
aussetzungen zur Erfüllung der landschaftsrele-
vanten Anforderungen.

Die festgesetzten grünordnerischen Maß-
nahmen gewährleisten mit zunehmenden Alter
auch eine Verbesserung des Wohnumfeldes im
Gebiet selbst als auch un umnittelbaren Umfeld

der Gemeinde Bregenstedt.
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